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seits eine Anpassung der Waldgesellschaften an Hochwasser zu erreichen und andererseits 

die Binnenentwässerung zu gewährleisten. 

Die Festlegung der Grenze zum Abbruch der ökologischen Flutungen hat sich dabei an dem 

im Moderationsverfahren gefundenen Kompromiss (bis zu einem Rheinwasserstand von 

99,0 m) zu orientieren. 

6. 
Der Umbau der Wälder hin zu Waldgesellschaften mit hochwassertoleranteren Baumarten 

hat innerhalb des Reserveraumes in Absprache mit den Naturschutzbehörden sowie der 

Zentralstelle der Forstverwaltung zu erfolgen. 

7. 

Zur Schonung des wertvollen Auewaldkomplexes zwischen Hördt und dem „Schanzenfeld" 

ist in der weiteren Planung zu prüfen, inwieweit der rückwärtige Deich auf die südwestliche 

Seite des Michelsbaches verlegt werden kann. 

Beim Ausbau des bestehenden, vorderen Rheinhauptdeiches ist der Nachweis zu erbringen, 

dass die Eingriffe in den Naturhaushalt soweit wie möglich minimiert wurden. 

8. 

Die Festlegung von naturschutzfachlichen Kompensationsflächen hat in Absprache mit der 

Oberen und Unteren Naturschutzbehörde sowie den betroffenen Kommunen zu erfolgen. 

Innerhalb des Planungsraumes dürfen keine landwirtschaftliche Nutzflächen in den Berei-

chen „Herrengewanne", „Fuchsgrube", „Mehlfurtäcker", „Königsgewanne" und „Schanzen-

feld" für Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen in Anspruch genommen werden. 

Die Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen ist auch außerhalb des Planungsraumes 

möglichst zu vermeiden. Naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahmen sollten bevorzugt 

durch Aufwertung vorhandener Biotope umgesetzt werden. Sollte eine Inanspruchnahme 

landwirtschaftlicher Flächen unumgänglich sein, ist die Landwirtschaftskammer bei der Fest-

legung der Flächen frühzeitig zu beteiligen. 

Das Aufwertungspotential der ökologischen Flutungen ist in die Eingriffs-Ausgleichsbilanz 

einzustellen. 
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Im Bereich der Gewanne „Gerhardskies" ist die Deichtrasse an deren östlichen Rand zu ver-

legen, sofern es nicht möglich ist, die entsprechenden landwirtschaftlichen Flächen zu tau-

schen oder zu erwerben. 

13. 
Die landwirtschaftlichen Betriebe sind grundsätzlich in ihrem Fortbestand zu sichern; ggf. 

sind die Grundlagen für eine Neuexistenz zu schaffen. Landwirtschaftliche Ersatzflächen 

sind - soweit möglich - bereitzustellen. Kompensationsmaßnahmen und Entschädigungsre-

gelungen sind im nachfolgenden Verfahren zu treffen. 

Zur Minimierung der entstehenden agrarstrukturellen Nachteile wird die Durchführung einer 

Bodenneuordnung nach dem Flurbereinigungsgesetz erforderlich. 

14. 

Das landwirtschaftliche Wegenetz ist in Abstimmung mit der Landwirtschaftskammer Rhein-

land-Pfalz sowie den tangierten Gemeinden wieder herzustellen bzw. zu ergänzen. Die An-

zahl, genaue Lage und Breite der Wirtschaftswege ist im Planfeststellungsverfahren festzu-

legen. 

15. 

Für die in Anspruch genommenen Waldflächen sind flächengleiche Ersatzaufforstungen 

zwingend erforderlich, die in Abstimmung mit der Forstverwaltung zu erfolgen haben. Bei 

den Ersatzanlagen für Wald sind die Möglichkeiten der ökologischen Aufwertung zu prüfen. 

Evtl. Entschädigungsregelungen bleiben dem Planfeststellungsverfahren vorbehalten. 

16. 

Das Anglerheim des Fischzuchtvereins Sondemheim ist im Einvernehmen mit dem Verein zu 

verlegen. 

Im Bereich des alten Schleusenwärterhauses ist die Deichtrasse zum Schutz des Hauses 

südlich daran vorbeizuführen. 

17. 

Die Verlegung der L 522 im Bereich zwischen Hördt und Sondemheim auf den rückwärtigen 

Deich hat in Absprache mit dem Landesbetrieb Mobilität Speyer zu erfolgen. 
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D      Zusammenfassung der Stellungnahmen 

Die schriftlichen Stellungnahmen der Verfahrensbeteiligten dienten dem Zweck, das Vorha-

ben hinsichtlich seiner Übereinstimmung mit den Zielen der Raumordnung und Landespla-

nung zu überprüfen und mit anderen Fach- und Einzelplanungen abzustimmen. 

Die nachfolgend dargelegten Aussagen werden nur insoweit wiedergegeben, als grundsätz- 

liche Bedenken und Anregungen gegen das Vorhaben geäußert wurden, welche für die 

raumordnerische Entscheidung von Bedeutung sind. 

Der Verband Region Rhein-Neckar, Mannheim, befürwortet das Vorhaben. Die Schaffung 

eines Reserveraums in dieser Größenordnung, der erst dann geflutet werde, wenn der Be- 

messungswasserstand der Deiche überschritten sei, stelle eine bedeutende Verbesserung 

des Hochwasserschutzes in der Metropolregion Rhein-Neckar dar. Mit der Rückhaltung von 

Extremhochwasser, das im Mittel seltener als alle 200 Jahre auftrete, werde ein erhöhtes 

Schutzniveau erreicht, das zur Verhinderung großer materieller Schäden in der Rhein- 

niederung beitragen könne. Diese gesteigerte Hochwassersicherheit erlange im Zuge der 

aktuellen Diskussion um die wasserwirtschaftlichen Auswirkungen des Klimawandels beson- 

dere Bedeutung. Gerade extreme Hochwasserereignisse würden entlang des Oberrheins 

künftig voraussichtlich häufiger auftreten. Vor diesem Hintergrund leiste der geplante Reser-

veraum einen wichtigen zusätzlichen Beitrag zur langfristigen Sicherung der Standortbeding-

ungen in der Metropolregion Rhein-Neckar. 

Der vorgesehene Standort eigne sich aus regionalplanerischer Sicht grundsätzlich für eine 

Nutzung als Reserveraum. Das Gebiet sei im gültigen ROP Rheinpfalz zum größten Teil als 

„Vorranggebiet für die Wasserwirtschaft - Schwerpunkt Hochwasserschutz" ausgewiesen. 

Damit würden die Belange des Hochwasserschutzes Vorrang vor anderweitigen Nutzungen 

erhalten. Der Ausweisung würden die potenzielle Überflutungsgefährdung der Fläche sowie 

deren wasserwirtschaftliche Eignung als möglicher Rückhalte- bzw. Retentionsraum zu 

Grunde liegen. So sei das Gebiet bereits im ROP nach dem Prinzip des differenzierten 

Hochwasserschutzes als möglicher Entlastungsraum benannt worden. Insofern entspreche 

die geplante Nutzung als Reserveraum für Extremhochwässer den Zielsetzungen des Vor-

ranggebietes. 

Die Abgrenzung des geplanten Vorhabens gehe im südlichen Bereich über die o.g. Vorrang-

gebietsausweisung hinaus. Damit verbunden sei die Inanspruchnahme eines innerhalb des 
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